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Ahmed Rashid zu den aktuellen Entwicklungen in Afghanistan und der

Bonn-Konferenz bei einer Veranstaltung der DGAP in Berlin

am 10. Mai 2011

Verhandlungen mit den Taliban

Für die Aussöhnung mit den radikal-islamischen Taliban in Afghanistan bietet

der Tod Bin Ladens eine große Chance. Bin Laden hat dem Taliban-Chef Mullah

Omar zwar persönlich die Treue geschworen, ansonsten gibt es jedoch kein festes

Bündnis zwischen den beiden Organisationen. Die Taliban empfinden es bereits

seit langem als Problem, dass sie die Konsequenzen des Kampfes der Al Qaida

tragen mussten und besonders von den USA als Partner bzw. Teil des

Terrornetzwerks Al Qaida eingestuft werden. Tatsächlich sind die Taliban eine

nationalistische Organisation in Afghanistan und Pakistan, während Al Qaida den

internationalen Dschihad verfolgt. Daher vereinfacht sich mit dem Tod Bin

Ladens auch für die USA die Chance auf eine Verhandlungslösung mit den

Taliban, da man nun den Kampf gegen den Terror vom Afghanistan-Einsatz

loslösen kann. Für eine erfolgreiche Transition im Jahr 2014 ist da weder die

afghanischen Polizei noch die ANA bis 2014 fähig sein werden, einen Aufstand

der Taliban zu erfolgreich zu bekämpfen.

Anstehende Afghanistan-Konferenz in Bonn

Laut Ahmed Rashid muss die anstehende Konferenz im Dezember, damit sie

erfolgreich, und nicht nur eine weitere Nummer unter der zahlreichen

Konferenzen zu Afghanistan wird, drei Punkte erfüllen:

1. Vertreter der Taliban sowie der aufständischen Gruppen um Hekmatyar

und das Haqqani Netzwerk müssen zur Konferenz eingeladen werden.

Laut Rashid werden sich alle aufständischen Gruppen einheitlich in einem

solchen Prozess verhalten, da sie sich allein keine Chancen ausrechnen,

langfristig zu überleben. Außerdem seien alle Gruppen loyal Mullah Omar

gegenüber. Rashid sieht außerdem keinen Widerspruch zwischen der

Fortdauer des bewaffneten Konflikts und den Friedensverhandlung. Er

stellt fest, dass die Taliban nur als aktive Kriegspartei - aus ihrer Sicht -

aus einer Position der Stärke verhandeln können. Allerdings sind

Abkommen möglich um das Level der Gewalt zu reduzieren (u.a. Könnten
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die USA vorschlagen kein Taliban-Führungspersonal mehr auszuschalten

bzw. in nächtlichen Gefangennahmen festzusetzen wenn die Taliban im

Gegenzug zusagen, keine afghanischen Zivilisten und Regierungsvertreter

mehr zu attackieren).

2. Alle regionalen Nachbarn (u.a. Iran, Indien, Pakistan aber auch China und

Russland) müssen eingeladen werden. Iran muss bei der Konferenz

allerdings als „single issue“ Partner gewertet werden, d.h. es darf keine

Verknüpfung der Verhandlungen über die Stabilität Afghanistan mit denen

über das iranischen Nuklearprogramm geben, sonst drohen die

Verhandlungen zu platzen. Großes Plus ist hier laut Botschafter Michael

Steiner, dem deutschen Sonderbeauftragten für Afghanistan und Pakistan,

dass alle Nachbarn ein großes Interesse haben, dass Afghanistan nicht im

Chaos versinkt. Ein enormes Problem stellt allerdings dar, dass die USA

langfristige Militärbasen in Afghanistan erhalten (ca. 4-5) wollen. Dies will

zwar auch der afghanische Staatspräsident Karzai um seine „Fortress

Afghanistan“ gegen aggressive Nachbarn verteidigen zu können, alle

Nachbarstaten lehnen eine dauerhafte US-Militärpräsenz in Afghanistan

jedoch strikt ab. Lösung: Eventuell zeitliche Begrenzung der US-Präsenz,

reine Ausbildungslager und Zusicherung von langfristiger ziviler

Aufbauhilfe.

3. Präsident Karzai muss die afghanischen Ethnien (Vertreter der Hazara, der

Usbeken, der Tadschiken) sowie die Vertreter der Zivilgesellschaft viel

stärker in die Reconcilliation-Bemühungen mit den Taliban einbinden.

Auch wenn die Afghanen die Organisatoren der Konferenz sind, muss der

Westen hier Druck auf Karzai ausüben, da er bislang eine rein

paschtunische Interessenpolitik vertritt.


